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Einleitung
Einleitung

Die internationale Gerichtsbarkeit ist in den vergangenen Jahren stark an-
gewachsen. Sowohl die Anzahl der Gerichte als auch die der Verfahren hat
zugenommen. Damit hat sich die Wahrscheinlichkeit für Konflikte zwi-
schen diesen Gerichten erhöht. Eines der aktivsten Gerichte ist der Ge-
richtshof der Europäischen Union (EuGH). Dessen Zuständigkeit und da-
mit sein Verhältnis zu internationalen Gerichten ist Gegenstand dieser Ar-
beit. Das Thema ist auch deswegen von erheblicher Bedeutung, weil mit
der Ausweitung der internationalen Gerichtsbarkeit sich zugleich auch die
Rolle der Europäischen Union auf internationaler Ebene entwickelt hat.
Diese ist dort zunehmend aktiv als Vertragspartei von Abkommen, etwa
des Seerechtsübereinkommens, oder als Mitglied internationaler Organisa-
tionen, zum Beispiel der Welthandelsorganisation (WTO). Manche dieser
Abkommen sehen eine Streitbeilegung durch ein internationales Gericht
vor. Damit steigt zum einen die Wahrscheinlichkeit einer Verwicklung der
Union selbst in internationale Streitigkeiten. Zum anderen stellt die Aktivi-
tät der Union auf internationaler Ebene die Mitgliedstaaten vor die Frage,
vor welchem Gericht sie ihre Streitigkeiten über Abkommen, die die Union
abgeschlossen hat, austragen sollen.

Die Idee für diese Arbeit entstand vor dem Hintergrund des Mox Plant-
Falls. Dort verklagte Irland das Vereinigte Königreich vor einem nach dem
Seerechtsübereinkommen gebildeten Schiedsgericht wegen angeblicher
Verstöße gegen das Seerechtsübereinkommen. Diese Klage wiederum gab
der Europäischen Kommission Anlass, Irland vor dem Europäischen Ge-
richtshof zu verklagen. Irland habe durch die Anrufung des Schiedsge-
richts eine Vertragsverletzung des EG-Vertrags begangen, da für das Ver-
fahren ausschließlich der EuGH zuständig gewesen sei. Kommt damit also
dem EuGH eine Zuständigkeit zur Auslegung von völkerrechtlichen Ab-
kommen zu? Wenn ja, wie stark werden dadurch die Möglichkeiten der
Mitgliedstaaten der Union bei der Wahl des Forums für ihre Streitigkeiten
eingeschränkt?

An diesem Verfahren wird deutlich, dass mit der Zunahme der interna-
tionalen Aktivität der Europäischen Union, sich auch die Rolle des EuGH
geändert hat. Er ist nicht mehr nur ein Gerichtshof, der Streitigkeiten über
Gemeinschaftsrecht im engeren Sinne zu entscheiden hat. Vielmehr muss
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sich der EuGH nun auch vermehrt mit klassischerweise völkerrechtlichen
Streitigkeiten beschäftigen.

Weiter stellt sich die Frage nach der Konsequenz der Verurteilung der
Union durch ein internationales Gericht. Ist der EuGH in einem nachfol-
genden Verfahren, etwa einer Schadensersatzklage nach Unionsrecht, an
die Entscheidung des internationalen Gerichts gebunden? Diese Frage ist
bisher nur im Kontext der WTO-Streitbeilegung relevant geworden, dürfte
aber auch nach einem Beitritt der Union zur EMRK eine Rolle spielen.

Die Arbeit geht zunächst auf die allgemeine völkerrechtliche Lage ein.
Dabei werden zunächst die Entwicklung der internationalen Gerichtsbar-
keit und das mit ihrem Anwachsen einhergehende Gefahrenpotential für
die einheitliche Entwicklung des Völkerrechts aufgezeigt. Anschließend
werden die Möglichkeiten zur Lösung von Zuständigkeitskonflikten und
Situationen doppelter Rechtshängigkeit nach allgemeinem Völkerrecht
diskutiert. Schließlich geht die Arbeit auf die Besonderheiten ein, die für
die Zuständigkeit des Europäischen Gerichtshofs bestehen. Zum einen
wird der Umfang von dessen ausschließlicher Zuständigkeit besprochen.
Des Weiteren stellt sich die Frage, inwieweit der EuGH an Entscheidungen
internationaler Gerichte gebunden sein kann. Zum Abschluss wird mit dem
Verhältnis zum Europäischen Menschenrechtsgerichtshof (EGMR) das
wohl relevanteste Verhältnis zwischen dem EuGH und einem anderen Ge-
richt besprochen: hier diskutiert die Arbeit die bisherige und die künftige
Rechtslage seit dem Inkrafttreten der EU-Grundrechtecharta und nach ei-
nem Beitritt der Union zur EMRK.

Literatur und Rechtsprechung sind auf dem Stand von Ende Januar
2010. Sämtliche zitierten Links wurden zuletzt am 26. Februar 2010 über-
prüft.
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A. Entwicklung der internationalen Gerichtsbarkeit

I. Vom Jay Treaty zu den Haager Friedenskonferenzen

Ihren Anfang nahm die moderne internationale Gerichtsbarkeit1 mit dem
Treaty of Amity, Commerce and Navigation von 1794 zwischen den Verei-
nigten Staaten von Amerika und Großbritannien, dem so genannten Jay
Treaty.2 Dieser sollte die Konflikte lösen, die nach dem amerikanischen
Unabhängigkeitskrieg zwischen der ehemaligen Kolonialmacht und den
neu gegründeten Vereinigten Staaten bestanden. Der Vertrag sah zur
Streitbeilegung die Schaffung von so genannten mixed commissions vor.
Diese mixed commissions waren mit Schiedsgerichten vergleichbare
Streitbeilegungsinstanzen. Sie wiesen alle Eigenschaften eines Schiedsge-
richts auf, insbesondere waren ihre Schiedssprüche für die Parteien unmit-
telbar bindend.3 Die Bedeutung des Jay Treaty ist darin zu sehen, dass die
durch ihn eingesetzten Kommissionen das Vorbild für kollegiale, nach dem
Mehrheitsprinzip entscheidende und das Völkerrecht anwendende schieds-
richterliche Instanzen gegeben haben.4 In der Folge kam es zu einer Reihe
erfolgreicher Schiedsverfahren,5 wobei die Schiedsgerichte in der An-
fangszeit nicht immer gehalten waren, ausschließlich nach Völkerrecht zu
entscheiden.6 Der Erfolg der nun entstandenen Schiedsgerichtsbarkeit be-
flügelte die Idee, dass eine Konfliktlösung mit friedlichen Mitteln, also

1 Zur Schiedsgerichtsbarkeit in der Antike und im Mittelalter: H.-J. Schlochauer, 10
AVR (1962/1963), S. 1 ff.

2 Der Name rührt von dem damaligen Chief Justice des US Supreme Court John Jay
her, der von Washington als Emissär nach London geschickt wurde, um den Vertrag
auszuhandeln, vgl. H.-J. Schlochauer, „Jay Treaty“, in: Bernhardt (Hrsg.), EPIL, Volu-
me 3, 1997, S. 108 ff.; K. Ziegler, „Jay Treaty“, in: Wolfrum (Hrsg.), The Max Planck
Encyclopaedia of Public International Law, 2008, online edition, [www.mpepil.com].

3 Vgl. Schlochauer, o. Fn. 2, S. 109.
4 H.-J. Schlochauer, Die Entwicklung der Schiedsgerichtsbarkeit, o. Fn. 1, S. 1 (9).
5 J. I. Charney, RdC 271 (1998), S. 101 (119) beziffert deren Zahl auf ca. 350.
6 Charney, o. Fn. 5, S. 119.
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auch ohne Waffen, möglich ist.7 Insbesondere der Alabama-Fall von 1872
wird als Meilenstein in der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit angese-
hen.8 Denn neben der wichtigen Ausführungen des Schiedsgerichts zum
Verhalten Neutraler im Seekrieg ist die Tatsache, dass überhaupt ein
Schiedsgericht mit der politisch äußerst heiklen Frage der Unterstützung
der Südstaaten durch das Vereinigte Königreich während des amerikani-
schen Bürgerkriegs befasst wurde, bemerkenswert. Schließlich handelt es
sich dabei um eine Streitigkeit, die die nationale Ehre berührte9 und klassi-
scherweise kriegerische Handlungen nach sich gezogen hätte. Hinzu
kommt, dass zuvor dem Schiedsgericht die so genannten Washingtoner
Regeln10 als Entscheidungsgrundlage vorgegeben wurden und damit auch
der Weg hin zur Einsetzung institutioneller Schiedsgerichte geebnet wurde.

Auf den Haager Friedenskonferenzen von 1899 und 1907 kam es
schließlich zum Abschluss der Abkommen zur friedlichen Erledigung in-
ternationaler Streitfälle11 und damit einer Kodifikation der bislang auf dem
Gebiet der Schiedsgerichtsbarkeit entwickelten Regelungen. In deren Titel
IV enthalten sind Vorschriften über die Zusammensetzung, Entschei-
dungsgrundlage und Verfahren internationaler Schiedsgerichte. In Folge
der beiden Haager Abkommen wurde der Haager Schiedshof gegründet.12
Auch wenn dieser kein permanenter Gerichtshof, sondern lediglich eine
aus einem ständigen Verwaltungsrat und einer Liste potentieller Schieds-
richter bestehende Institution ist, erleichterte seine Existenz dennoch die
Bildung von ad hoc-Schiedsgerichten. Auch enthalten die Haager Ab-
kommen in ihren Art. 37 ff. Umrisse einer Prozessordnung, was die

7 H. Steinberger, „Judicial Settlement of International Disputes“, in: Bernhardt
(Hrsg.), EPIL, Band 1, Settlement of Disputes, 1980, S. 120 (122).

8 Vgl. M. Huber, Die Friedenswarte Bd. 56 (1961), 105 (109); Schlochauer, o. Fn. 4,
S. 12; R. Bauer, „Alabama-Fall“, in: Schlochauer (Hrsg.), Wörterbuch des Völkerrechts,
Erster Band, 1960, S. 20; T. Pierlings, „Internationale Schiedsgerichtsbarkeit“, in: Men-
zel/Pierlings/Hoffmann (Hrsg.), Völkerrechtsprechung, 2005, S. 35 ff; T. Bingham, 54
ICLQ (2005), S. 1 ff.; ders., „Alabama Arbitration“, in: Wolfrum (Hrsg.), The Max
Planck Encyclopaedia of Public International Law, 2008, online edition,
[www.mpepil.com].

9 Vgl. auch Bauer, o. Fn. 8.
10 Die Washingtoner Regeln sind im Wortlaut abgedruckt bei: Bauer, o. Fn. 8; P. Sei-

del, „The Alabama“, in: Bernhardt (Hrsg.), EPIL, Volume 1, 1992, S. 98.
11 RGBl. 1901, S. 393; RGBl. 1910, Band 2, S. 5.
12 Dazu: H.-J. Schlochauer, „Permanent Court of Arbitration“, in: Bernhardt (Hrsg.),

EPIL, Band 1, Settlement of Disputes, 1980, S. 157; H. Wehberg, Das Problem eines
internationalen Staatengerichtshofs, 1912, S. 138 ff.; N. Ando, „Permanent Court of Ar-
bitration“, in: Wolfrum (Hrsg.) The Max Planck Encyclopaedia of Public International
Law, 2008, online edition, [www.mpepil.com].
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Schiedsgerichtsbarkeit ebenfalls erleichtert.13 Als Übergangsstufe zur in-
ternationalen Gerichtsbarkeit durch den Ständigen Internationalen Ge-
richtshof (StIGH) und den Internationalen Gerichtshof (IGH) war der stän-
dige Schiedshof ein erster wichtiger Schritt hin zu der notwendigen Souve-
ränitätsbeschränkung der Staaten.14 Nach Art. 37 des Zweiten Haager Ab-
kommens von 1907 hatte die internationale Schiedsgerichtsbarkeit die Er-
ledigung von Streitigkeiten zwischen Staaten durch Richter ihrer Wahl
aufgrund der Achtung vor dem Rechte zum Gegenstand. Auch erkannte das
Abkommen in Art. 38 an, dass die internationale Schiedsgerichtsbarkeit
das „wirksamste und zugleich der Billigkeit am meisten entsprechende
Mittel, um die Streitigkeiten zu erledigen, die nicht auf diplomatischem
Wege haben erledigt werden können“ sei. In der Folge kam es bis zum
Ausbruch des Ersten Weltkriegs zur Einrichtung von 17 Schiedsgerichten
entsprechend der Haager Abkommen. Hinzu kam der Abschluss von unge-
fähr 100 völkerrechtlichen Verträgen, die bei Streitigkeiten die zwingende
Anrufung eines Schiedsgerichts vorsahen.15 Das zeigt, dass die Schiedsge-
richtsbarkeit zunehmend Anerkennung als Methode der Streitbeilegung
fand.

II. Zwischen den Weltkriegen

Mit Gründung des Völkerbunds im Jahr 1920 kam die internationale
Streitbeilegung nach den bitteren Erfahrungen des Ersten Weltkriegs wie-
der auf die Tagesordnung. Nach Art. 12 und 13 der Völkerbundsatzung
mussten zwischen den Bundesmitgliedern entstehende Streitigkeiten der
Schiedsgerichtsbarkeit oder der Prüfung durch den Rat des Völkerbunds
unterbreitet werden. Nun nahm man sich auch der schon während der Haa-
ger Friedenskonferenzen diskutierten Einrichtung eines wahrhaft ständigen
internationalen Gerichts an.16 In Art. 14 der Völkerbundsatzung fand sich
der Auftrag, einen internationalen Gerichtshof zu errichten, der über alle
ihm von den Parteien unterbreiteten internationalen Streitigkeiten befinden
sollte. Am 30. Januar 1922 trat der neu gegründete Ständige Internationale
Gerichtshof (StIGH) erstmals zusammen, freilich ohne die von der ihn

13 Mittlerweile existieren relativ detaillierte Verfahrensregeln sowie ein Fonds, aus
dem bedürftige Staaten Prozesskostenhilfe erhalten können.

14 Wehberg, o. Fn. 12, S. 143; die Errichtung eines internationalen Prisengerichts,
vereinbart auf derselben Konferenz, scheiterte jedoch. Näheres dazu bei D. H. N. John-
son, „Prize Law“, in: Bernhardt (Hrsg.), EPIL Volume 3, 1997, S. 1122 (1123).

15 Dies galt aber nicht, wenn „vital interests“ der Staaten berührt waren, Steinberger,
o. Fn. 7, S. 122; Schlochauer, o. Fn. 4, S. 19.

16 In der Zwischenzeit war ein zentralamerikanischer Gerichtshof ins Leben gerufen
worden. Als das Abkommen, auf dem er beruhte nach zehn Jahren auslief, wurde es nicht
erneuert. Zu der Diskussion im Haag vgl. H. Wehberg, Der Internationale Gerichtshof,
1948, S. 8 ff.
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vorbereitenden Juristenkommission vorgeschlagene obligatorische Ge-
richtsbarkeit.17 Diese wurde aber für ungefähr zwei Drittel der Völker-
bundstaaten durch entsprechende Unterwerfungserklärungen nach Art. 36
Abs. 2 des StIGH-Statuts erreicht.18 In den Verträgen von Locarno von
1925 wurde eine Pflicht zur gerichtlichen Konfliktlösung entweder durch
ein Schiedsgericht oder den StIGH festgelegt. Verschiedene bilaterale Ab-
kommen, die eine gerichtliche Streitbeilegung vorsahen, folgten.19 Einen
Höhepunkt der Bereitschaft von Staaten zur gerichtlichen Streitbeilegung
bildete die Genfer Generalakte von 1928.20 Darin verpflichteten sich insge-
samt 24 Staaten, sofern nichts anderes vereinbart war, zur friedlichen ge-
richtlichen Streitbeilegung durch den StIGH. Für politische Streitigkeiten,
die regelmäßig in Vorbehalten zur Unterwerfungserklärung nach Art. 36
Abs. 2 StIGH-Statut von der zwingenden Gerichtsbarkeit des StIGH aus-
genommen waren, war darin ein zweistufiges Streitbeilegungsverfahren
vorgesehen, mit einer Vergleichskommission auf der ersten Stufe und ei-
nem Schiedsgericht auf der zweiten.21

Die Verfahrensarten vor dem StIGH entsprachen weitgehend denen vor
dem IGH: Der StIGH war für zwischenstaatliche Streitigkeiten und für die
Erstellung von Gutachten im Auftrag des Rats oder der Bundesversamm-
lung zuständig. Von der Möglichkeit, dem StIGH Gutachtenaufträge zu
erteilen, wurde, anders als beim IGH, rege Gebrauch gemacht.22 Über seine
Zuständigkeit konnte der StIGH selbst entscheiden. Mit Ausbruch des
Zweiten Weltkriegs und der Besetzung der Niederlande durch Deutschland
stellte er seine Tätigkeit ein und löste sich Anfang 1946 auf.

17 Wehberg, Fn. 16, S. 13 f.; zum StIGH allgemein: H.-J. Schlochauer, „Permanent
Court of International Justice“, in: Bernhardt (Hrsg.), EPIL, Volume 3, 1997, S. 988; S.
Rosenne, „Permanent Court of International Justice“, in: Wolfrum (Hrsg.), The Max
Planck Encyclopaedia of Public International Law, 2008, online edition,
[www.mpepil.com], Rn. 30.

18 Dieser entspricht weitestgehend der Fassung des heutigen Art. 36 Abs. 2 IGH-
Statut, vgl. zur Entstehungsgeschichte: C. Tomuschat, in: Zimmermann/Tomuschat/Oel-
lers-Frahm (Hrsg.), IGH-Statut, 2006, Art. 36, Rn. 1 ff.

19 Steinberger, Fn. 7, S. 123.
20 H. Steinberger, The International Court of Justice, in: Mosler/Bernhardt (Hrsg.),

Judicial Settlement of Disputes, 1974, S. 193 (219); die Genfer Generalakte gilt für rund
20 Staaten nach wie vor und wurde 1949 durch eine Resolution der UN-Generalver-
sammlung in revidierter Form nochmals verabschiedet. Diese revidierte Fassung wurde
aber nur von vier Staaten unterzeichnet, vgl. A. Schlögel, „Genfer Generalakte“ in:
Schlochauer, Wörterbuch des Völkerrechts, Erster Band, 1960, S. 651.

21 Schlögel, o. Fn. 20, S. 651.
22 Insgesamt fällte der StIGH 31 Urteile und erstellte 27 Gutachten, vgl. Wehberg,

Fn. 16, S. 18.
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III. Nachkriegszeit

Die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg lässt sich in mehrere Phasen der
Entwicklung internationaler Gerichte unterteilen.

Am Anfang stand die Gründung des Internationalen Gerichtshofs als ei-
nes der Hauptorgane der Vereinten Nationen (Art. 7 UN Charta), der wie
sein Vorgänger StIGH in Den Haag residiert. Im Unterschied zum StIGH
ist das Statut des IGH nach Art. 92 der UN-Charta Bestandteil derselben,
wodurch jeder UN-Mitgliedstaat automatisch an das Statut gebunden ist.
Das Statut beruht gemäß derselben Vorschrift auf dem des StIGH. Aller-
dings hat man sich wieder nicht auf eine obligatorische Gerichtsbarkeit
einigen können. Vielmehr besteht nach wie vor die Möglichkeit einer ein-
seitigen Unterwerfungserklärung. Von dieser Möglichkeit hat aber weniger
als ein Drittel der Staaten Gebrauch gemacht, was als Rückschritt im Ver-
gleich zum StIGH gesehen werden kann.23 Hinzu kam, dass die meisten
Staaten ihren Unterwerfungserklärungen Vorbehalte beifügten, so dass es
nur selten zu einer Anwendung der Klauseln kommt. Nach der äußerst po-
sitiven Entwicklung der internationalen Gerichtsbarkeit zwischen den
Weltkriegen ließ sich nun eine rückläufige Tendenz feststellen. So sehen
zwar viele internationale Verträge eine Zuständigkeit des IGH bei Streitig-
keiten vor, doch wurde diese oft nur in Zusatzprotokollen und damit nicht
für jeden Vertragsstaat verbindlich festgelegt.24 Auch gab es große Zu-
rückhaltung seitens der Organe der Vereinten Nationen, Gutachten des
IGH einzufordern.25 Es trat mithin nach dem Zweiten Weltkrieg eine Peri-
ode relativen Stillstands ein.26 Die Gründe für diesen Rückgang der inter-
nationalen Gerichtsbarkeit dürften zum einen im so genannten Kalten
Krieg, also in ideologischen Differenzen, gelegen haben. Zum anderen
sahen insbesondere die aus den früheren Kolonien der europäischen Mäch-
te hervorgegangenen Staaten das geltende Völkerrecht als in Teilen nicht
mehr zeitgemäß an. Es galt als kapitalistisch, imperialistisch und kolonia-
listisch.27 Auch die Rechtsprechung des IGH wurde als traditionalistisch
empfunden. Die Staatengemeinschaft wurde zudem durch die lange Ver-
fahrensdauer am IGH abgeschreckt. Daneben trat als ein weiterer Grund
für den Rückgang die Bevorzugung der friedlichen Streitbeilegung zwi-
schen Staaten durch politische anstatt durch rechtliche Mittel, eine Ent-

23 Steinberger, o. Fn. 7, S. 123.
24 Z. B. bei der Wiener Vertragsrechtskonvention, der Seerechtskonvention von 1958,

dem Wiener Übereinkommen über diplomatische und konsularische Beziehungen; vgl.
Steinberger, Fn. 7, S. 124.

25 Bis 1980 hatte der IGH gerade einmal 39 Urteile gefällt und 16 Gutachten erstellt;
Zahlen von Steinberger, o. Fn. 7, S. 124.

26 So auch Huber, Fn. 9, S. 114.
27 Vgl. v. a. Steinberger, o. Fn. 20, S. 226, m.w.N.
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wicklung, die vor allem durch die Blockbildung begünstigt wurde. Aber
selbst innerhalb eines sehr weit verrechtlichten Systems wie dem der Eu-
ropäischen Union ließ sich eine solche Zurückhaltung beobachten. So wur-
de von der Vorschrift des heutigen Art. 259 AEUV (ex Art. 227 EG), der
Vertragsverletzungsverfahren zwischen Mitgliedstaaten vor dem EuGH
ermöglicht, kaum Gebrauch gemacht.28 Die einzige nennenswerte weltwei-
te Entwicklung hin zu mehr internationaler Gerichtsbarkeit war 1966 die
Gründung des International Centre for Settlement of Investment Disputes
(ICSID) als Teil der Weltbankgruppe. Dieses ist allerdings kein Gerichts-
hof, sondern vielmehr eine Organisation, die die Beilegung von Invest-
mentstreitigkeiten erleichtern will, indem sie hierfür eine Infrastruktur in-
klusive einer Liste mit potentiellen Schiedsrichtern zur Verfügung stellt.29
Zudem wurden mehrere internationale Verwaltungsgerichte gegründet, die
insbesondere für arbeitsrechtliche Klagen der Mitarbeiter internationaler
Organisationen gegen diese selbst zuständig sind.30

In der Zwischenzeit setzte mit der Gründung regionaler Streitbeile-
gungsforen aber eine Phase der Regionalisierung ein. Zu erwähnen sind
besonders der 1950 gegründete der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR), der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl von 1953, der in dem 1957 gegründeten Gerichtshof der
Europäischen Union (EuGH) aufging, und der Benelux-Gerichtshof.31
Ähnliche Entwicklungen waren auch in Amerika zu beobachten, wo die
1948 gegründete Organisation Amerikanischer Staaten zwar über keinen
eigenen Gerichtshof verfügte, aber die Streitbeilegung durch Schiedsge-
richte vorsah. Hinzu kamen im Jahr 1979 der Inter-Amerikanische Men-
schenrechtsgerichtshof32 und der Gerichtshof der Andengemeinschaft.33

28 Steinberger, o. Fn. 20, S. 229; das gilt im Übrigen bis heute.
29 Näher hierzu P. Sands/R. Mackenzie/Y. Shany, Manual on International Courts and

Tribunals, 1999, S. 86 ff.
30 So zum Beispiel das Administrative Tribunal der UN und das Administrative Tri-

bunal der ILO; diese Gerichte sind deswegen notwendig, da internationale Organisatio-
nen immun sind und daher vor den Arbeitsgerichten der Staaten, in denen sie ansässig
sind, nicht verklagt werden können. Zu diesen Gerichten allgemein: G. Vandersanden,
„Administrative Tribunals, Boards and Commissions in International Organizations“, in:
Bernhardt (Hrsg.), EPIL, Volume 1, 1992, S. 27 ff.; A. Riddell, „Administrative Boards,
Commissions and Tribunals in International Organizations“, in: Wolfrum (Hrsg.), The
Max Planck Encyclopaedia of Public International Law, 2008, online edition,
[www.mpepil.com].

31 Benelux-Vertrag von 1958, 281 U.N.T.S. 165; ein weiteres europäisches Gericht,
das allerdings praktisch nicht tätig ist, ist das OECD Nuclear Energy Tribunal.

32 Gegründet durch die Amerikanische Menschenrechtskonvention von 1969, 1144
U.N.T.S. 123.

33 Gegründet durch die Mitglieder des ehemaligen Andenpakts, vgl. Sands/Mackenzie/
Shany, o. Fn. 29, S. 149 ff.
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Eine Renaissance erlebte die internationale Gerichtsbarkeit erst mit dem
Fall des Eisernen Vorhangs. Wiederbelebt wurde die internationale Straf-
gerichtsbarkeit, die mit den Militärtribunalen von Nürnberg und Tokio
ihren Anfang genommen hatte,34 zunächst durch die Gründung der ad hoc-
Tribunale für Jugoslawien (ICTY) und Ruanda (ICTR). Diese vom UN-
Sicherheitsrat als Maßnahme nach Kapitel VII der UN-Charta gegründeten
Tribunale wären zu Zeiten des Kalten Kriegs undenkbar gewesen, setzt
doch eine Entscheidung des Sicherheitsrates zumindest eine Nichtaus-
übung des Vetorechts seiner ständigen Mitglieder voraus.35 Zudem wurde
im Jahr 2002 durch eine Vereinbarung zwischen den Vereinten Nationen
und Sierra Leone der Special Court for Sierra Leone gegründet. Dieser hat
die Strafverfolgung von während des Bürgerkriegs in Sierra Leone began-
genen Verbrechen zum Ziel.36 Einen Schlussstein dieser Epoche bedeutete
die Einsetzung des Internationalen Strafgerichtshofs durch das Römische
Statut von 1998, der im Jahr 2003 seine Arbeit aufnehmen konnte.37 Damit
können erstmals natürliche Personen vor einem ständigen internationalen
Gericht angeklagt werden. Gleichzeitig mit den beschriebenen Neugrün-
dungen kam es zu einer Zunahme an völkerrechtlichen Regeln und Völker-
rechtssubjekten, so dass der IGH relativ betrachtet für immer weniger po-
tentielle Konflikte zuständig war.38 Die Staatengemeinschaft dürfte sich
vor allem auch wegen der praktisch nur schwierigen Änderung der UN-
Charta für diese Neugründungen entschieden haben. Da nach Art. 34
Abs. 1 IGH-Statut nur Staaten vor dem IGH parteifähig sind, wäre für eine
Ausweitung der Zuständigkeit des IGH auch auf Streitigkeiten unter Betei-
ligung von internationalen Organisationen und Individuen oder gar ein
Ausbau des IGH zu einem Strafgericht eine Änderung des IGH-Statuts
notwendig. Eine solche Änderung kann gemäß Art. 69 IGH-Statut nur nach
demselben Verfahren durchgeführt werden wie eine Änderung der UN-

34 Das nach Art. 227 des Versailler Vertrags vorgesehene Gericht zur Aburteilung von
Kaiser Wilhelm II. trat nie zusammen, da die Niederlande sich weigerten, den dort im
Exil lebenden Wilhelm auszuliefern. Auch der Versuch im Jahr 1937, durch die Terro-
rismus-Konvention einen internationalen Strafgerichtshof zu gründen, scheiterte. Zu
dieser Konvention vgl. H. Mosler, 8 ZaöRV (1938), S. 99.

35 Darüber hinaus wurde die sowjetische Völkerrechtslehre von Russland nicht mehr
weitergeführt, vgl. C. Romano, 31 N.Y.U.J. Int’l. L.&Pol. (1999), S. 716.

36 Vgl. den Vertrag zwischen Sierra Leone und den UN (Special Court Agreement),
abrufbar unter: http://www.sc-sl.org/.

37 Schon 1948 hatte die Generalversammlung den Auftrag zu dessen Errichtung erteilt
– dass es mehr als 50 Jahre dauerte, bis er gegründet wurde, ist ein weiteres Zeichen für
den Rückgang des Enthusiasmus gegenüber der Schaffung einer internationalen Ge-
richtsbarkeit. Zur Geschichte des Strafgerichtshofs: W. A. Schabas, International Crimi-
nal Court, 2. Aufl., 2004, S. 1 ff.

38 H. Schermers�� ������		
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tice, 1997, S. 261 (262 f.).


